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B U N D A K T I V E R D E M O K R A T E N. 

Das Fanal 
von H~lmut Thiede, Hannover 

Der Zustand der permanenten Bedrohung unseres Staates und 
unserer Gesellschaftsform, der mit der Ermordung von Bub9ck, 
Ponto und der wilden Schießerei von Köln sowie der Kaperung 
einer vollbesetzten Lufthansamaschine ein für die friedliebende 
Bevölkerung nicht mehr länger zumutbares Ausmaß angenommen 
hat, fordert mit Recht energische Konsequenzen, wenn nicht die 
Existenz unseres Staates gefährdet werden soll. Bevor der Schock 
der dramatischen Ereignisse der letzten Monate Regierung, Par­
teien und Bevölkerung wachgerüttelt hat, ist von unserer Seite 
seit langem vor einer demokratischen Laschheit gewarnt worden , 
Der Bedenklichkeit eines allzu humanen Strafvollzuges, dessen 
Strafen nur noch illusorisch sind und keinerlei abschreckende 
Wirkung mehr auslösen, können sich auch nicht die Augen der­
jenigen verschließen, mit deren Gewissen nur eine liberale Auf­
fassung zu vereinbaren ist und deren Sorge der Erhaltung einer 
liberalen Staats- und Rechtsordnung gilt. Trotz der Maßnahmen, 
welche die Staatsraison notwendig macht - sei es die Verschär­
fung der Haftbedingungen sowohl als auch die Verstärkung des 
Polizeieinsatzes und der allgemeinen Sicherheitsvorkehrungen -
sollten wir uns aber davor hüten, die Bekämpfung des Terroris­
mus ausschließlich unter einem kriminellen Aspekt zu sehen. Die 
Terroris·tenszene beruht mehr als die herkömmlichen . Gewalt­
verbrechen oder sogar im Gegensatz zu ihnen auf Symptomen, 
welche die Folgen einer seelischen Konfliktsituation sind, in der 
sich die Betreffenden befinden und deren Ursache in den schwie­
rigen ungelösten Problemen unserer Zeit zu suchen ist. Das 
sollten wir nicht übersehen oder gar ableugn'en wollen. Es geht 
schon daraus hervor, daß es sich bei den Terroristen ausnahms­
los um junge Menschen handelt. So verabscheuend der Weg und 
die Taten der Terroristen auch · sein mögen, wir sollten über die 
Motive ihres Handelns kritisierend in uns etwaige Versäumnisse 

• zu entdecken suchen. Der Fehler der Vergangenheit war es, daß 
sich das Establishment gegenüber gewissen Erscheinungen blind 
ve;rhielt. Die seit Jahren sich steigernden terroristischen An­
schläge rufen in uns die Erinnerung an jene Zeiten der Weimarer 
Republik wach. Es legt sich uns erneut die Frage vor, ob unser 
Staats- und Volkskörper noch gesund ist. 

Es liegt im Interesse des europäischen Westens zu ergründen, 
aus welchen dunklen Quellen der ungeheure Haß gespeist wird, 
den die Terroristen gegen unseren Staat und unsere Gesell­
schaftsform zeigen. Die Klärung ist wichtig, ob es sich tatsäch­
lich um Ultralinke handelt oder ob sie nur für verschleierte Ziele 
mißbraucht werden und wir es mit denselben Kreisen zu tun 
haben, durch die schon einmal die Demokratie in Deutschland 
gestürzt wurde. Die Hochschulen, die auch vor 1933 Brutstätten 
des Umsturzes waren, als Ausgangsorte lassen solche Annahme 
durchaus nicht als , unwahrscheinlich erscheinen. Da wir die wah~ 
ren Hintergründe noch nicht kennen, wissen wir auch nur wenig 
über die Zahl der Sympathisanten, die wirklich hinter den Terro­
risten stehen; vermutlich ist ihre Zah'I größer, als wir annehmen. 

Wenn sie sich auch von den Gewaltverbrechen öffentlich distan­
zieren, empfinden sie doch eine „klammheimliche Freude", wenn 
verblendete junge Menschen dem ihnen verhaßten Staat Schaden 
zufügen. Haben wir es hier vielleicht mit der Spitze eines Eis­
berges zu tun, über dessen unter Wasser liegenden Dimensionen 

• wir noch nichts ahnen? Diese Unklarheit bedroht unsere heutige 
Demokratie mehr als das bisherige Ausmaß der Attentate selbst. 
Die Entwicklung der letzten sechzig Jahre sollte uns warnen, die 
Gefahren zu unterschätzen. Auch damals hat man die Gefahren 
verharmlost. Heute wie damals bilden sie ein Alarmzeichen, ein 
Fanal. Wenn die Erscheinungen von h~ute auch umgekehrte Vor­
zeichen tragen, läßt sich die Geistesverwandtschaft zwischen ihnen 
und denen der Vergangenheit nicht verkennen. Die Zusammen­
arbeit mit der PLO, der Palästinensischen Befreiungsorganisation, 
deren Angehörige unversöhnliche Feinde der Israelis sind, ruft 
in uns Deutschen zudem unangenehme Reminiszensen wach. 
Wegen des zunehmend sich verschlechternden Rufes unseres 
Staates im Ausland ist eine Klärung schon deshalb wünschens­
wert. 

Die Erkenntnis, die wir heute, auch aus dem Scheitern der Wei­
marer Republik, gewinnen müssen, ist, daß die Schaffung bloßer 
abstrakter Formen eines freiheitlichen und demokratischen Zu­
sammenlebens nicht genügt. Gewährleistet sind diese Formen in 
einem Staat nur, wenn darüber hinaus die ethischen Grundlagen 
erhalten bleiben. Sie sind für eine Demokratie notwendiger als 
für einen Staat, der mit straffen Zügeln geführt wird. Größere 
Freiheiten verlangen auch ein höheres sittliches Niveau der Bür-

. ger. Der Bruch der Weimarer Republik mit der Tradition führte 
zum Rechtsradikalismus unter nationaler und ethischer Heuche­
lei. Auch nach 1945 haben wir die herkömmlichen Ordnungsbe­
griffe viel zu schnell über Bord geworfen. Das renitente Verhal­
ten eines Teils der Jugend • und der jüngeren Generation ist 
,zweifellos die Folge einer übertriebenen Sentimentalität und 
Freizügigkeit. Das trifft namentlich auf die Terroristenszene zu; 
denn es sind durchweg junge Menschen aus gutsituierten Krei­
sen, die eine privilegierte Bildung besitzen und • keinerlei Grund 
zu irgendeiner Benachteiligung haben. Mag es sich bei den Ter­
roristen um exaltierte oder introvertierte Typen einer fehlgelei­
teten Erziehung handeln, ist ihre Haltung doch in gewissem Maße 
symptomatisch für die Gesamtverfassung unserer Jugend und 
der jüngeren Generation überhaupt. Es ist eine Generation, die 
trotz der Freizügigkeit, die man ihr gewährt, offenbar nicht mit . 
sich zufrieden . ist. Man könnte den Eindruck gewinnen, daß es 
gerade diese Freizügigkeit sei, die ihr nicht bekomme, weil sie 
ihr noch nicht gewachsen ist. Nur so läßt sich die Auflehnung 
gegen einen Staat und eine Gesellschaftsform erklären, die ihr 
das denkbar größte Maß an Freiheit bieten. Es ist eine Flucht 
aus der ni·cllt bewältigten Gegenwart, aus der Kühle und Ver­
sachlichung ü.nserer Zeit, die Ablehnung eines Staates, der ihr 
ein ideales Ziel nicht zu vermitteln vermag und der sie sich allein 
überläßt. 

Die Ereignisse der letzten Monate zwingen uns, uns umfassend 
politisch Rechenschaft abzulegen. Das gilt zuerst für all diejeni­
gen, die Verantwortung in der Politik tragen, ohne Unterschied 
der Parteirichtung. Gerade in dieser Situation ist es entschei­
tlend, daß wir der Jugend eine moralische Stütze bieten -
zuerst durch unsere eigene Haltung, die einwandfrei und beispiel­
gebend sein mu.ß. Das ist die tiefere Erkenntnis, die wir aus den 
Ereignissen ziehen sollten, sonst nützen letzten Endes alle an­
derweitigen Maßnahmen nichts. 



Sehnsucht nach Frieden 
von Willi Beuk 

Ein Tag vor Totensonntag. In fast unerträglicher Spannung war­
tete die Welt auf das, was drei Tage früher noch für unglaublich, 
ja fast für unmöglich gehalten worden war und nun doch Wirk- . 
lichkeit werden sollte : Die Reise des ägyptischen Staatspräsiden­
ten Anwar EI Sadat zum israelischen Ministerpräsidenten Men­
achem Begin nach Jerusalem. 

Ein Tag vor dem ersten Adventsonntag, wissen wir: Wieder hat 
ein Wunder im Heiligen Land stattgefunden, wieder haben wir 
erfahren: Die Flamme, die für die Toten brennt, wird irgend­
wann zur Flamme der Hoffnung. 

Anwar EI Sadat und Menachem Begin, zwei kluge Politiker, aber 
auch zwei tiefreligiöse Männer, haben der Welt, die wie hypno­
tisiert auf vermeintliche „Sachzwänge" starrt, wieder ins Bewußt­
sein gerufen, daß dem Mensch'en die Freiheit des Handelns ge­
geben ist - zum Guten wie zum Bösen. Sie haben mit dem · Mut 
des Herzens den Abgrund . des Hasses übersprungen - sie haben 
ein neues Kapitel in der von jeher dramatischen Geschichte des 
Nahen Ostens aufgeschlagen und unter Umständen einen Welt­
brand verhindert. 

Als Präsident Sadat, von vielen seiner arabischen Bundesge­
nossen beargwöhnt, von einigen schon offen als „Verräter" an­
geprangert, aufbrach zu seiner Blitztour ins „ Feindesland", da 
nannte er sein Ziel: Abbau der psychologischen Hürden, Nieder­
reißen der Wälle des Mißtrauens, die eine friedliche Regelung 
strittiger Probleme unmöglich machen. Als Sadat nach 44 Stun­
den mit den Worten „ Danke, danke für alles" , seine Boeing 707 
zum Rückflug nach Kairo bestieg, da schrieb eine Zeitung: ,,Es 
gab keine Annäherung, aber es gab einen Durchbruch." Menachem 
Begin und Anwar EI Sadat haben nicht nur miteinander gespro­
chen, einander die Hände geschüttelt, miteinander gegessen, 
sie haben auch miteinander gelacht. Die 44 Stunden von Jerusa­
lem brachten einen Sieg der Menschlichkeit über die harten 
Tatsachen der Politik. 

Sie haben diese Tatsache nicht ausgelöscht, sie bestehen in aller 
Härte weiter. Aber durch die Begegnung von Jerusalem ist das 
Verständnis für die Motive auch gegensätzlicher Auffassungen 
gewachsen. 

Der Besuch von Yad Vashem, der Gedächtnisstätte für die Opfer 
nationalsozialistischer Verfolgung, hat Sadat die Augen geöffnet 
für die Berechtigung des dringlichen Verlangens der Israelis nach 
Sicherheit. Sein Gespräch mit Knesseth-Abgeordneten machte 
deutlich: Der Ägypter wird in diesem Punkt zum Anwalt der 
Israelis werden . 

Auf Sadats Gegenforderung: ,, Ich sage Ihnen, daß der Friede 
nicht ohne die Palästiner möglich ist" , hat Israel nicht geantwor- • 
tet, konnte es· auch nicht. Denn wer ist legitimiert für die Paläslti­
nenser zu sprechen? Jene Jugendlichen, die in Beirut gegen 
Sadats Israel-Besuch mit dem Ruf demonstrierten: ,,Wir wollen 
keinen Frieden, wir wollen Revolution! " Oder die Palästinen­
sische Befreiungsorganisation (PLO), die noch im März 1977 
ihre Charta und ihr Ziel , den S-~aat Israel gewaltsam zu vernich­
ten , bekräftigt hat? Sitzen die legitimierten Sprecher der Palästi­
nenser in jenen Flüchtlingslagern , in denen sie von ihren „Gast­
ländern" seit dreißig Jahren als Objekte arabischer Propaganda 
gegen Israel gehalten werden ,Und die sie zu Hochburgen des 
internationalen Terrorismus ausbauten? Oder sind sie auf dem 
westlichen Ufer des Jordans zu finden, dessen Bewohner nun 
seit 1967 unter der Herrschaft Jordaniens gelebt hatten, ohne 
daß sie je gefragt worden wären? 

Es wird noch vieler mutiger Schritte bedürfen, bis Frieden einge­
kehrt ist in Nahost. Anwar EI Sadat und Menachem Begin taten 
den ersten Schritt. 

Der neunjährige Tarnar Sharon aus Israel schrieb über die Sehn­
sucht nach Frieden und nach Freundschaft mit einem Araber­
jungen: 

,, Wenn Frieden ist, rennen wir durch Wald und Weide, 
übers Feld und durch Getreide, Muhamad und ich. 
Wenn Frieden ist, nimmt Muhamad meine Hand, 
geht mit mir durch Jordanland, 
und wir singen frohe Lieder. 
Wenn Frieden ist, gehen wir auch beide, 
einmal auf die Reise nach Jerusalem. 
Wenn Fr)eden ist, machen wir uns beide auf, 
steigen nach Gilead hinauf, 
fr~uen uns, weil wir Freunde sind." 

,,DDR" präsentiert „moderne Grenze" 

Sie wurde nicht schöner. Die ·Grausamkeit ist geblieben, im 
Herzen Berlins, an der Grenze zwischen Ost und West. 
Dort haben die „ DDR"-Pionier-Bautrupps die Mauer ausg.ewech­
selt. Die alten , über Jahre brüchig gewordenen Quader sind vor­
gefertigte_n Bauteilen gewichen. Einen Meter breit und mehr als 
drei Meter hoch ; mit aufgesch,weißten Rohraufsätzen sollen sie 
den F)üchtlingen das Festhalten erschweren und einen Sprung 
in den Westen , in die Freiheit unmöglich machen. 
Pioniere der „ Nationalen Volksarmee" zogen rund um West­
Berlin die Mauer neu. Soldaten kamen an die Stelle, wo Peter 
Fechter verblutete. Ein Kreuz mit dem Foto des Ermordeten er­
innert an den 17. August 1962. 
55 Minuten lang lag Peter Fechter damals schwerverletzt, von 
Schüssen getroffen, an der Ostseite der Mauer. Jammervoll rief 
er um Hilfe. Erst laut, dann immer kläglicher. Er verblutete, weil 
keine Hilfe kam. Die Grenzsoldaten, die damals schossen, wei­
gerten sich, den Angeschossenen zu bergen. 
Soldaten, die an der Stelle von Peter Fechters Todeskampf die 
Mauer „ rekonstruierten " , waren damals vor 15 Jahren noch Kin­
der. 
Die grausige Tat ist ihnen unbekannt. Ost-Berlins Schulbücher 
schweigen darüber. Doch, daß die Lage nicht normal , die „ Reali­
täten " nicht anerkennenswert sind, mußte auch den Pionieren 
der Bautrupps der „ DDR" bei ihrer Arbeit klargeworden sein. 
Jedesmal, wenn sie den Metallzaun, der sie an den Übertritt in 
den Westen hindern soll, ein Stück weiterschoben, ging hinter 
ihnen das Bewachungskommando mit Maschinenpistolen in Stel­
lung. 

Willi Beuk 

Siegfried Keiling bei der Paneuropa-Jugend. 

Ritterkreuzträger Siegfried Keiling, Vorstandsmitglied der Pan­
europa Union Hessen und des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, 
sprach bei einem wehrpolitischen Seminar der Paneuropa-Ju­
gend zum Thema „ Europäische Ostpolitik - Verteidigungspo­
litik" . Keiling warnte davor, die Entspannungsangebote des 
Osten überzubewerten. Um z. B. die Auslandsaktivitäten der 
Sowjetunion richtig beurteilen zu können, dürfe man nicht nur 
auf die offizielle sowjetische Außenpolitik starren. Diese sei nur 
eine von drei zu bewertenden Komponenten. Spionage und die 
Kontakte zu den sozialistischen und kommunistischen Parteien 
in Westeuropa gehörten untrennbar zur sowjetischen Politik. In 
den beiden letztgenannten Bereichen führe die Sowjetunion aber 
verstärkt jene Polit ik weiter, die die Zeit des sogenannten „kal­
ten Krieges" gekennzeichnet habe. Unter Verkennung dieser 
Situation sei die Bundesregierung seit Anfang der 70er Jahre 
in eine Entspannungseuphorie geraten und habe sich aus ge­
festigten Rechtspositionen zurückgezogen. 

Aus „ Heidelberger Tageblatt " vom 21. 6. 1977 (gekürzt) 

Zivilverteidigung in der „DDR" 

Berlin - In allen DDR-Bezirken finden gegenwärtig „Leistungs­
vergleiche" d.~r Formationen der Zivilverteidigung statt. Wie die 
vom Ost-B·erliner Verteidigungsministerium herausgegebene Zeit­
schrift „ Militärwesen" in diesem Zusammenhang betonte, sei es 
erforderlich, die Einsatzbereitschaft der Zivilverteidigung „unab­
lässig zu erhöhen". Die Zivilverteidigung wirkte dadurch „er­
nüchternd auf die aggressiven Kräfte der NATO, die darauf 
spekulieren , durch massive Einwirkungen auf das Hinterland in 
einem möglichen Krieg die Verteidigungskraft der sozialistischen 
Gemeinschaft entscheidend zu schwächen" . Das „ Militärwesen" 
teilte mit, daß heute „ Hunderttausende Bürger in den Betrieben, 
Wohngebieten und Schulen an Maßnahmen der Zivilverteidi­
gung" teilnähmen. Dazu gehörten Bürger aus allen Klassen und 
Schichten, vom Jugend- bis zum Rentenalter. Ein Viertel, in 
einigen Kreisen sogar ein Drittel der Angehörigen der Zivilver­
teidigung seien Frauen und Mädchen. Im Vordergrund aller Zivil­
verteidigungsmaßnahmen müsse die Aufgabe stehen, die Bevöl-



kerung „ auf das bewußte und organisierte Handeln in kompli­
zierten Situationen vorzubereiten " . 

Zlvllverteldigung in der UdSSR 
Während die sowjetische Zivilverteidigung nahezu den Rang 
einer eigenen Teilstreitkraft innehat, ist die bundesdeutsche Zivil­
verteidigung doch noch weit zurück. Wenn die Bundesrepublik 
Deutschland 541 Millionen DM für die Zivilverteidigung ausgibt, 
die Sowjetunion jedoch 2,5 Milliarden DM, dann kann von aus.,. 
reichenden sicherheitspolitischen Vorkehrungen unsererseits 
eigentl ich kaum gesprochen werden . 
Die Bürger unserer Bundesrepublik Deutschland sollten erkennen, 
daß auch unsere Regierung der Zivilverteidigung die ihr zuste­
hende Priorität einräumen muß. 

PSV-lnformation 

Aus den Landesverbänden 
und Ortsvereinen 
Landesverband Hamburg/Schleswig-Holstein/ 
Nordniedersachsen 

Unsere Leser werden sich an die Auseinandersetzungen zwischen 
dem Landesverband Hamburg und dem persönlichen Büro des 
SPD-Vorsitzenden Willy Brandt erinnern, über die wir u. a. in 
unserer Ausgabe Nr. 2/1977 berichteten. Auf die Bitte des Lan­
desverbandes um Unterstützung unserer Wiedergutmachungsan­
sprüche an den Bundeskanzler Helmut Schmidt hatte merkwür­
digerweise das Büro des SPD-Vorsitzenden geantwortet und in 
dieser Antwort die Unterstützung der Forderungen des Reichs­
banners abgelehnt. In einer Stellungnahme des Landesverbandes 
zu dieser negativen Haltung des Büros Willy Brandt warfen die 
Hamburger Kameraden die Frage auf, ob die in der Vergangen­
heit vom Reichsbanner gebrachten Opfer an Toten und Verletzten, 
die in den Konzentrationslagern erlittenen Qualen umsonst ge­
wesen sein sollten, und ob auch die Verdienste vergessen sein 
sollen, die sich unzählige Reichsbannerkameraden nach Beendi­
gung der Nazi-Herrschaft beim Wiederaufbau der SPD-Partei­
organi~ation erworben haben. 

Auf diese Vorhaltungen hat das persönliche Büro des SPD-Vor­
sHzenden Willy Brandt am 9. November 1977 wie folgt geant­
wortet: 

„ Für Ihre eingehende Erwiderung auf mein früheres Schreiben 
danke ich. Ich kann verstehen , daß die Haltung der SPD zum 
Reichsbanner Ihnen angesichts der verdienstvollen Tätigkeit die­
ses Bundes nicht akzeptabel . erscheint. Gleichwohl sehe ich der­
zeit keine Möglichkeit, eine Änderung dieser Haltung zu errei­
'chen. - Dennoch dürfen Sie versichert sein, daß ich bei sich 
bietender Gelegenheit Ihren Interessen Gehör zu verschaffen 
bemüht sein werde." 

Lehrer wenden sich an die Öffentlichkeit! 

Genau 1600 Unterschriften leisteten Deutschlehrer, Elternteile· 
und Schüler der Julius-Leber-Gesamtschule im Hamburg auf 
Grund einer in der Hamburger Presse veröffentlichten Erklärung, -
wonach es heißt: ,,Wir, die unterzeichneten Deutschlehrer, wen­
den uns an die Kollegen, Elternteile und Schüler, an die Öffent­
Jichkeit, weil wir durch die Entwicklung des geistigen Klimas 
in den letzten Monaten unseren pädagogischen Auftrag gefähr­
det sehen. 

Im Gef olge der terroristischen Gewaltakte werden von Teilen 
der Medien und der politischen Parteien Intellektuelle, vornehm­
lich Schriftsteller, der geistigen Urheberschaft oder der Nähe zum 
Terrorismus bezichtigt. Dabei sind Literaten wie Söll, Grass, 
Luise Rinser oder Wallraff, aber auch Pädagogen, Psychologen 
und Soziologen öffentlich angeklagt worden, den Boden für die 
wahnwitzigen Gewalttaten der Terroristen bereitet zu haben. Als • 
Deutschlehrer behandeln wir die Werke dieser Dichter im Unter­
richt. Sie stehen in allen Lehrplänen und gelten als anerkannte 
und gültige Dokumente der deutschen Nachkriegsliteratur. Im 
Ausland sind alle diese Schriftsteller als integre Demokraten 
und als führende Repräsentanten der deutschen Literatur bekannt 
und geschätzt. 

Durch die Verleumdung dieser Schriftsteller als Wegbereiter des 
Terrorismus sind viele Deutschlehrer verunsichert, wenn sie ihre 
Werke im Unterricht behandeln, sie sehen sich einem Rechtfer­
tigungszwang ausgesetzt, der das pädagogische Klima zu vergiften 
d)"oht, indem er Duckmäuser, Selbstzensur und Angst verur­
sacht. 

Unterricht, der Mündig-keit und Kritikfähigkeit der Schüler als 
Ziel verfolgt, wurde bereits öffentlich von Politikern in ursäch­
liche Verbindung zum Terrorismus gebracht. 

Wenn die Gewaltakte der Terroristen jetzt von Medien und vielen 
Politikern zum Anlaß ·genommen werden, einer Erziehung zum 
obrigkeitsstaatlichen Denken und zur Anpassung das Wort zu 
reden , sind die Interessen aller am Unterricht Beteiligten, der 
Eltern, Lehrer und Schüler betroffen. -Wenn Kritik an Staat und 
Gesellschaft nicht mehr erlaubt sein soll, ·ist die Weiterentwick­
lung der Gesellschaft im Interesse der Menschen in Frage ge­
stellt. Wir sehen mit Sorge, wie durch die Entwicklung der letz­
ten Zeit die g'undgesetzlich garantierten Freiheiten des Geistes, 
der Literatur, Kunst und Wissenschaft bedroht werden. 

Wir wenden uns vor allem aus der Verantwortung als Lehrer 
und Erzieher der jüngeren Generation gegen alle Versuche, die­
jenigen in die geistige Nähe des Terrorismus zu rücken, die in 
Wort und Schrift sich das Recht auf Kritik nicht nehmen lassen, 
die sich für Freiheit des Andersdenkenden einsetzen. Jede Litera­
tur muß verkümmern, wenn sie dieses fundamentalen Rechts nicht 
mehr gewiß sein kann . 

Wir handeln gleichzeitig in historischer Verantwortung, wenn wir 
als Lehrer das Recht auf Kritik und geistige Auseinandersetzung 
als Grundelement jeder Demokratie in Anspruch nehmen. 
Schon einmal haben Deutschlehrer in unserem Land geschwie­
gen, als Literaten und Künstler zu Unmenschen gestempelt wur­
den, als Menschen wie Thomas und Heinrich Mann, Tucholsky, 
Brecht, Zweig und andere als „Geistesjuden" zur Emigration 
gezwungen wurde_n. 

Eine Bücherverbrennung in Deutschland darf es nie mehr geben. 
,,Wer Bücher verbrennt, verbrennt am Ende auch Menschen" 
(Heinrich Heine). 

Soweit die Erklärung der Deutschlehrer in der Hamburger Pres­
se. Leider haben die Verfasser nicht durchblicken lassen, welche 
Urheber der ungeheuerlichen Bezichtigungen in Frage kommen. 
Sie sollten sich nicht scheuen, die Namen der Urheber öffentlich 
anzuprangern. 

Willi Beuk, Landesgeschäftsführer 

Prof. Dr. Weichmann dankt 

Dem Altbürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg, Prof. 
Dr. Herbert Weichmann, ehemals Staatssekretär beim preußischen 
Ministerpräsidenten Otto Braun, wurde die Dezember-Ausgabe 
unseres Publikationsorgans „ Das Reichsbanner" zugestellt. In 
einem Antwortschreiben erklärte Prof. Dr. Weichmann: 

„ Ich danke sehr herzlich für die Zusendung der Nr. 6 der Zeitung 
,, Das Reichsbanner" und die darin enthaltenen drei Artikel. 
Gleichzeitig übersende ich Ihnen zum Jahreswechsel meine 
besten -Wünsche. Mögen die Lehren der Vergang·enheit und ihre 
Opfer nicht ve.rgessen werden . Ich freue mich, daß es immer noch 
standhafte Demokraten gibt, die wohl nur im Reichsbanner vor­
zufinden sind. SGhade nur, daß die Jugend durch konfrontierte 
Einflüsse nicht den Mut findet, wie ihn einst ihre Väter hatten." 

18.12.1977 gez. Herbert Weichmann 

Augen auf! 

In Hannover laufen gegenwärtig 20 Ermittlungsverfahren gegen 
sieben Neo-Nazis, die sich zur sogenannten „ NSDAP-Auslands­
organisation " bekennen. Ein Sprecher der Polizei berichtete, 
dieser Kreis, der öffentlich in schwarzen Hosen und Jacken oder 
auch in Tarnjacken (ehemalige SS-Uniformteile) auftritt und Ver-· 
bindung zu Gleichgesinnten in Hamburg hat, ist für antisemi­
tische und nazistische Umtriebe verantwortlich. 

Beim Antreffen dieser Neo-Nazis wäre es angebracht, Sofort­
maßnahmen zu ergreifen . 

Willi Beuk, Landesgeschäftsführer 



Ungerecht 

Die .neue Stadt Lahn, früher Gießen, Wetzlar und umliegende 
Dörfe"r, hatte eine schwere Geburt. Und nicht alle liebten das neue 
Kind. So auch ein Schulamtsleiter (SPD), der über die Behörden 
von Lahn Spottverse reimte, wie u. a.: ,, Von allen hohen Tieren 
will jedes neu organisieren ... " 
Er wurde von seinem Oberbürgermeister (CDU) beurlaubt, weil 
die „hohen Tiere" keinen Spaß kannten. 
Wenn aber Professoren „klammheimliche Freude" und Ähn­
liches über den Mord an Buback äußern, dann gilt das offenbar 
als Spaß - sie sind weiter im Amt, eben: zweierlei Maß. 

Willi Beuk, Landesgeschäftsführer 

Freiheitsbunde. V. Landesverband Berlin 

Am 29. Oktober fand im vergangenen Jahr der nun schon zur 
Tradition gewordene Kameradschaftsabend des Freiheitsbundes 
statt, auf dem wieder die Kameraden geehrt wurden, die seit 
25 Jahren Treue und stetige Kampfbereitsch_aft gezeigt haben. 
Nach einleitenden Begrüßungsworten des Landesvorsitzenden, 
Kam. Meyer, ergriff der frühere Senator für Inneres, der Kamerad 
Kurt Neubauer, das Wort. Er wies darauf hin, daß die Kameraden 
des Freiheitsbundes und unter ihnen gerade diejenigen, die das 
Ehrenzeichen für 25jährige Treue zum Freiheitsbund tragen, nach 
dem zweiten Weltkrieg dazu- beigetragen haben, die Demokratie 
aufzubauen. Es bedarf erhöhter und ständiger Wachsamkeit in 
der Auseinandersetzung mit den Feinden der Republik, die das 
Ziel haben, unser demokratisches Staatsgefüge zu vernichten. 
Wenn wir der Opfer dieser Verbrechen gedenken, gehen auch 
unsere Gedanken zu den Opfern des Reichsbanners, die in der 
Weimarer Zeit, zwar gegen . andere Gegner, auch im Kampf um 
Demokratie und Freiheit ihr Leben gelassen haben. Eingehend 
auf die letzten Ereignisse bezeichnete Kamerad Neubauer die 
Geiselbefreiung in Mogadeschu als großen Erfolg im Kampf 
gegen den Terrorismus und dankte unter dem Beifall der An­
wesenden für den mutigen Einsatz der GSG 9. 
Wir wissen aber, so fuhr er fort, daß diese Aktion nicht das 
Ende sein wird. Wir müssen den Tatbestand gleichzeitig als 
schreckliche Vision erkennen, daß die Terroristen mit steigendem 
Fanatismus versuchen werden, weitere Morde zu begehen. Wenn 
es in einem verhältnismäßig . gesicherten Staat doch Probleme um 
die Sicherheit gibt, dann ist der Aufruf an die Bürger gerecht­
fertigt, durch aktive Beobachtung und Aufmerksamkeit mitzuhel­
fen, Menschenleben zu retten. Hier liegt auch eine Aufgabe des 
Freiheitsbundes, mitzuwirken daran, das persönliche Engagement 
jedes einzelnen Mitbürgers zu stärken. In diesem Zusammenhang 
wies Kamerad Neubauer auf die Aufgaben der Freiwilligen Polizei­
Reserve (FPR) hin, die Einrichtungen unseres freiheitlich demo­
kratischen Staates zu schützen und die damit nicht weit entfernt 
steht vom Reichsbanner der Weimarer Zeit und dem heutigen 
Freiheitsbund. Es sollte nicht vergessen werden, daß unser un­
vergessener früherer Innensenator und Kamerad des Freiheits­
bundes Joachim Lipschitz Gründer der FPR war, und daß die 
erste Hundertschaft der FPR ausschließlich aus Kameraden des 
Freiheitsbundes bestand. 
Mit dem Aufruf, weiterhin dafür einzutreten, unseren demokra­
tischen Staat sicherer und freier zu machen, schloß Kamerad 
Neubauer seine mit großem Beifall bedachte Rede. 
Nach der Ehrung von 19 Jubilaren wurden 5 weitere; und zwar 
die Kameraden Köppen, Meyer,,, Beck, Grodka und Kosmehl für 
eine 25jährige ununterbrochene Funktionärstätigkeit im Freiheits­
bund ausgezeichnet. 
Mit einem gemütlichen Beisammensein bei Musik und Tanz -
die Ehefrauen und Bräute waren selbstverständlich Gäste bei 
diesem Kameradschafstreffen - klang der harmonische Abend 
aus. - Br -

Landesverband Hessen 

Das Jahr 1977 ist zu Ende gegangen. Die Ereignisses dieses 
Jahres · wie Raub, Mord, Geiselnahme und ein Spionagefall von 
einem noch nicht übersehbarem Ausmaß haben gezeigt, daß 
nicht nur verklemmte· Ideologen, sondern auch kriminelle Banden 
versuchen, diesen, unseren Staat zu unterwühlen. Diesen Staat, 
zu dem wir uns voll und ganz bekennen, der seinen Bürgern ein 
in seiner Geschichte noch nie gekanntes Ausmaß an Freiheit 
und z. T. auch Wohlstand bietet, versucht nun eine Handvoll 
Terroristen, denen das nicht paßt, anzugreifen. 
Diese Verbrecher unschädlich zu machen, ist die Aufgabe der 
staatlichen Organe. Aber den indirekten Helfershelfern, den mehr 

oder weniger versteckt auftretenden Sympathisanten, die zwar 
nicht offen, aber darum .nicht weniger gefährlich gegen unseren 
Staat wühlen, muß, auch von uns, ganz energisch entgegenge­
treten werden. Sie versuchen zu verharmlosen und zu entschul­
digen, sie wollen „untersuchen", warum die Verbrecher so han­
deln und bringen dann auch die alte Platte „die Gesellschaft ist 
schuld". Wenn man überhaupt von einer „Schuld der Gesell­
schaft'' reden kann, dann nur, daß die „Gesellschaft" versäumt 
hat, diesen Leuten schon vor 10 oder 15 Jahren energisch auf 
die Finger zu klopfen! 
Wehret den Anfängen! Eine alte Forderung des Reichsbanners 
hat auch heute noch Gültigkeit! 
Den Parolen dieser Art von Sympathisanten bei jeder sich bie­
tenden Gelegenheit entgegenzutreten, sei es im Gespräch, sei es 
in Leserbriefen an die Presse, ist Pflicht eines jeden Demokra­
ten, vor allem aber eine Aufgabe des Reichsbannrs, .also eine 
Aufgabe a 1 1 _e r Kameraden! 
·Genauso ist es notwendig, denen, die sich auf ihr Gewissen 
berufen und alle Freiheiten unseres Staates in Anspruch neh- ' 
men, ja oft ihn noch bekämpfen, nicht aber bereit sind, ihn zu 
verteidigen, entgegenzutreten und ihnen begreiflich zu machen, 
daß es in einem demokratischen Staat nicht nur Rechte, sondern 
-auch Pflichten gibt. Wir müssen mehr wie bisher das Positive 
herausstellen! Mit diesen Aufgaben sollten wir uns 1978 mehr 
befassen! 
IDen Jahreswech_sel möchte ich zum Anlaß nehmen, um allen 
Kameraden auf diesem Wege für ihre im vergangenen Jahr ge­
leistete Arbeit zu danken! Das Wort Karl Höltermanns „Nichts für 
uns, alles für Deutschland" gilt auch weiterhin für unsere Arbeit. 
Ich wünsche allen Kameraden · und deren Angehörigen alles Gute 
zum neuen Jahr! 

Landesverband Hessen 
Helmut Esser, 1. Vorsitzender 

Ortsverein Frankfurt am Main 

Achtung! 

Die Jahreshauptversammlung des Ortsvereins Frankfurt am Main 
findet nicht - wie in der Voranzeige in Nr. 6/1977 unseres Blattes 
angegeben - am 25. Februar 1978, sondern • 

am 18. Februar 1978, 15.00 Uhr 
in der „Sportgaststätte Westend", Sondershausen-Straße 7-9, 
statt. Aus organisatorischen Gründen wurde diese Vorverlegung 
um eine Woche notwendig. - Die Mitglieder des Ortsvereins er­
halten noch die übliche schriftliche Einladung mit der Tages-
ordnung. . Der Ortsvereinsvorstand 

1 Herzlichen Dank 

für die uns anläßlich unserer 

goldenen Hochzeit 

erwiesenen Aufmerksamkeiten. 

1/einrich Dille, und trau 
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